SITZUNGSVORLAGE

Betreft:

LANDESHAUPTSTADT

P N

I
WIESBADEN

T

Nr.|1 8 -

V-51-0036

Dezernat(e)

Auswirkungen der Pflegeunterstiitzungsverordnung (PfluV)

Anlage/n siehe Seite 3

(Jahr-V-Amt-Nr.)

VIl

[ ] Bericht zum Beschluss Nr.

vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich (*
Kammerei reine Personalvorlage * | = s.unten ©
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich o
- der HGO nicht erforderlich erforderlich e
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich f"
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich e
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich
Kommission nicht erforderlich erforderlich e
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Magistrat Tagesordnung A & Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
ihasdstc\:lslrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich - erforderlich o
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent

Manjura

Stadtrat

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [X rot L] grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: -3.787.385,15
in %: -1,2
Il. _Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
l1l._ Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um X] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. - .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/iapl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ ine
Personalkosten Altenarbeit/Personal-
X [2018 10,5 VZA 10.336 10.336 1300179 630098 kosten D-Plan
Arbeitsplatz- Drucksach.
X [2018 kosten 2.425 2.425 1300179 680000 Verwaltung u &
Personalkosten Altenarbeit/Personal-
X | 2019 1% 05 VZA 41.342 41.342 1300179 630098 kosten D-Plan
Arbeitsplatz- Aufw Blromat.u
X [2019 k P 9.700 9.700 1300179 680000 Drucksach.
osten “
Verwaltung u &
Summe einmalige Kosten: 63.803 63.803 0
2020 | Personalkosten Altenarbeit/Personal-
X ff 10,5 VZA 41.342 41.342 1300179 630098 kosten D-Plan
Aufw Blromat.u
2020 | Arbeitsplatz- Drucksach.
X p kosten 9.700 9.700 1300179 680000 Verwaltung u &
Summe Folgekosten p. A.: 51.042 51.042 0

Bei Bedarf Hinweise /Erlduterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Mit der Verordnung tber die Anerkennung von Angeboten zur Unterstiitzung im Alltag nach dem
Elften Buch Sozialgesetzbuch (Pflegeunterstiitzungsverordnung - PfluV) kommen weitere Prif-
und Verfahrensaufgaben auf die Stadt zu. Um diese ordnungsgemaf umsetzen zu kdnnen ist
die Schaffung einer Planstelle (0,5 VZA) erforderlich.

Anlagen:

1. Pflegeunterstitzungsverordnung
2. Beschluss des Ausschusses fiir Soziales und Integration des Hessischen Stadtetages vom
28. Februar 2018

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen:

1.1 Mit Einfihrung der Pflegeunterstiitzungsverordnung (PfluV) entsteht ein personeller
Mehrbedarf in Hohe von 0,5 VZA (A11)

1.2 Der Ausschuss fir Soziales und Integration des Hessischen Stadtetages hat mit Beschluss
vom 28. Februar 2018 (Anlage 1) die Erdrterung mit dem Land wegen des erhdhten
Mehrbedarfs der Kommunen unter dem Gesichtspunkt der Konnexitat beschlossen.

1.3 Es wurde erfolglos gepruft, ob eine unbesetzte Planstelle im Stellenwert A 11 des Amtes 51
zur Deckung des Personalmehrbedarfs genutzt werden kann.

2. Es wird beschlossen:

2.1 Im Sachgebiet 510602 wird zum Stellenplan 2020/21 eine Planstelle im Umfang von 0,5 im
Stellenwert A 11 geschaffen und kann vorab der Beschlussfassung und Genehmigung zum
Stellenplan 2020/21 Uberplanmé&fRig ab 01.10.2018 besetzt werden.

2.2 Hierfur entstehen Kosten in H6he von jahrlich 51.042 € (unterjéhrig in 2018 - 12.761 €)

2.3 Eine Deckung ist nicht vorhanden. Das Budget des Amtes 51 ist fir 2018 um 12.761 € und in
2019 um 51.042 € zu erhéhen. Die Orientierungsrahmendaten fur den HH 2020/2021 sind
ebenfalls um jahrlich 51.042 € zu erhéhen.

D Begriindung

|. Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgro3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Mit der Pflegeunterstiitzungsverordnung (PfluV) regelt das Land ab 25. April 2018, wie die
Anerkennung von Angeboten zur Unterstlitzung im Alter nach dem SGB Xl in Hessen zu erfolgen
hat.

Bei den Angeboten zur Unterstiitzung im Alter handelt es sich um Hilfestellungen in den Bereichen
~Betreuung®, ,,Angebote zur Entlastung Angehdériger und ,,Angebote zur Entlastung im Alter”, die
von Pflegebedurftigen, die mindestens den Pflegegrad 1 erreichen, tber die normalen Leistungen
der Pflegekassen hinaus, in Anspruch nehmen kénnen. Hierflr gibt es einen monatlichen
Entlastungsbetrag in H6he von 125 €.

Auf diesen kann jedoch im Wesentlichen nur zurtickgegriffen werden, wenn das Angebot, dass der
Pflegebedurftige annehmen modchte, von der vom Land fiir zusténdig erklarten Stelle anerkannt ist.
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In Hessen sind dies die Kommunen.

Bereits mit der Einfuhrung des 8§ 45 a-d SGB Xl im Jahr 2003 wurde diese Aufgabe vom Land den
Kommunen mit der Verordnung zur Ausfiihrung des Pflegeleistungs-Ergéanzungsgesetzes
(AVPfIEG) zugewiesen und ist damit eine Pflichtaufgabe. Im Laufe der Zeit hat der Aufwand fur
diese Anerkennungsverfahren (und damit auch die entsprechenden Forder- und Priftétigkeiten, z.
B. bei den Verwendungsnachweisen) sukzessiv zugenommen.

Mit der Einfihrung der PFIuV kommen nun weitere Prifauftrage hinzu, gleichzeitig wird der Kreis
der potentiellen Antragsteller deutlich erweitert.

Mit der bisherigen Sachbearbeitung, die den bisherigen zusatzlichen Arbeitsaufwand mit abgedeckt
hat, ist dies nicht mehr leistbar.

Um die Aufgabe ordnungsgemaf wahrnehmen zu konnen, ist die Schaffung einer Planstelle (0,5
VZA) erforderlich.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bertucksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

Die Anerkennung von Angeboten nach § 45 a SGB XI (Angebote zur Unterstitzung im Alter) ist ein
wichtiger Baustein in der Pflegeversicherung, um ein ausreichendes Angebot an Diensten in
Wiesbaden zu haben, damit der Entlastungsbetrag seine Wirkung auch entfalten kann. Durch die
demographische Entwicklung wird die Nachfrage entsprechend steigen.

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des &ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

entfallt

IV. Ergénzende Erlduterungen
(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

V. Gepriifte Alternativen
(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 13.7. 2018

51.4 dezentrale
5106 Denzer (2664/dz) Steuerungsunterstiitzung
(4261/bu)

Manjura
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

